
Region Harz
Mittwoch, 17. April 2024 9

E-Mail: harz@goslarsche-zeitung.de
Internet: www.goslarsche.de
Telefon/Telefax: (0 53 21) 3 33-2 22/-2 99
Facebook: www.facebook.com/goslarsche
Instagram: www.instagram.com/goslarsche

Goslar. Vor mehr als 50 Jahren wur-
de die Sportstätte, das „Dojo“, des
Judo-Karate-Clubs Sportschule
Goslar in der Marienburger Straße
gebaut. Sie ist Trainingsort für rund
800 Mitglieder. Um bei steigenden
Energiekosten den Vereinsbetrieb
zu sichern, soll eine Photovoltaik-
anlage installiert werden. Die Ener-
gie-Ressourcen-Agentur Goslar
(ERA) unterstützt das Projekt mit
500 Euro aus dem Klimaschutz-
fonds (KSF).

Dünne Schicht
Das Beispiel zeigt, auch wenn die

Förderung überschaubar bleibt,
dass Vereine von der Agentur unter-
stützt werden. In Goslar soll eine
Schweizer Technik mit Dünn-
schichtmodulen und einer speziellen
Verklebung verwendet werden, weil
die Tragfähigkeit des Hallendachs
für Standardmodule nicht aus-
reicht.

„Auch für ältere Gebäude gibt es
effiziente Technologien, die eine
klimafreundliche Energieversorgung
ermöglichen“, berichtet ERA-Vor-
sitzender Dr. Daniel Tomowski.
„Grund genug für die Jury des Kli-

maschutzfonds, einer Förderung
zuzustimmen.“ Die Photovoltaikan-
lage mit 94 Quadratmetern Genera-
torfläche und einem Speicher von
20 Kilowattstunden soll in diesem
Jahr installiert werden. Sie ist Teil
größerer Umbau- und Modernisie-
rungsarbeiten. „Wir freuen uns,
dass wir eine passende Lösung ge-

funden haben“, sagt Wolfgang
Kummer. Die Ressourcen-Agentur
übernehme symbolisch eine Paten-
schaft für fünf der 42 Photovoltaik-
module. „Wir würden uns freuen,
wenn weitere Unterstützer diesem
Beispiel folgen.“ Kummer betont,
das Förderprozedere sei einfach.
Eine kurze Projektskizze und die

Angabe des Projektzeitraums wür-
den ausreichen, damit über die För-
derung entschieden wird.

2023 wurde der Klimaschutz-
fonds von der Energie-Ressourcen-
Agentur ins Leben gerufen, um Kli-
maschutz-Projekte gemeinnütziger
Institutionen und Vereine zu unter-
stützen. „Ziel ist es, durch die Pro-
jekte den CO2-Ausstoß zu reduzie-
ren“, erklärt Mario Schmidt, Jury-
Mitglied und Klimaschutzmanager
der Stadt Goslar.

Zeitnahe Förderung
Jeweils bis zum Quartalsende

können Projektanträge bei der
Agentur eingereicht werden. Die Ju-
ry entscheide schnell über die För-
derungen, das Geld werde zeitnah
ausgezahlt, heißt es in einer Mittei-
lung. Im vergangenen Jahr wurden
3500 Euro von der Energie-Res-
sourcen-Agentur bereitgestellt. Un-
terstützer, die sich am Klimaschutz-
fonds beteiligen wollen, sind will-
kommen. Details zum Klimaschutz-
fonds sowie das Antragsformular
sind unter https://www.era-gos-
lar.de/mitmachen/klimaschutzfonds
abrufbar.

Photovoltaikanlage auf Dach des Judo-Karate-Clubs wird durch Energie-Ressourcen-Agentur gefördert

Sportverein profitiert von Klimaschutzfonds

Wolfgang Kummer
(l.) und Bastian

Borkenhagen
(M./beide Judo-

Karate-Club Gos-
lar) mit Dr. Daniel
Tomowski (r.) von

der Energie-
Ressourcen-Agen-
tur bei der symbo-

lischen Scheck-
übergabe vor dem

Gebäude der
Sportschule.
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Goslar. „Ein Reh überquert in der
Abenddämmerung eine Landstra-
ße“, so stand es unter einem Foto
über Wildunfälle am Dienstag auf
der Seite „Region Harz“. Stutzig
hätte der Redakteur, der das Foto
von der Nachrichtenagentur dpa auf
die Seite nahm, aber werden kön-
nen, weil im weiteren Text eine
US-Studie zu Wildunfällen erwähnt
wird. Dass auch das Foto offenbar
aus den USA stammt, darauf weist
der Jäger und Naturfreund Siegfried
Stein hin, der nach der GZ-Lektüre
feststellte, dass es sich bei dem Tier
nicht um ein Reh handelt.

Abgebildet ist vielmehr ein
„Nordamerikanischer weiblicher
Hirsch“, schreibt der Experte. Wie
wir wissen, sind Rehe ja keine klei-
nen Hirsche, sondern eine andere
Tierart. Aber wie ist der weibliche
Hirsch aus Nordamerika vom Reh
zu unterscheiden, denn die Statur
ähnelt sich? Jäger Siegfried Stein
schreibt dazu, der „Nordamerikani-
sche weibliche Hirsch“ habe einen
sichtbaren Wedel (Schwanz), Rehe
hingegen nicht.

Kein Reh, sondern
ein weiblicher Hirsch

Sieht auf den ersten Blick rehähnlich aus,
ist aber kein Reh. Foto: Loznak/dpa

Goslar. Die CDU-Fraktion im Kreis-
tag Goslar will erreichen, dass die
Voraussetzungen zur Einführung der
Bezahlkarte für Asylbewerber rasch
geschaffen werden. Die Bezahlkarte
solle im Landkreis Goslar „ohne
zeitliche Verzögerung“ eingeführt
werden können. Ihr Einsatz wird in
der Region nach ersten Vorstellun-
gen der Kreisverwaltung indes über-
schaubar bleiben.

Vorige Woche hat der Bundestag
eine einheitliche Rechtsgrundlage
für die Bezahlkarte beschlossen.
Statt Geld sollen Geflüchtete künf-
tig Karten mit Guthaben bekom-
men. Damit soll unter anderem ver-
hindert werden, dass Migranten
Geld an Familie, Freunde oder
Schlepper im Ausland überweisen.

Mit der Karte sollen Waren und
Dienstleistungen des täglichen Le-
bens bezahlt werden können, Le-
bensmittel im Supermarkt oder et-
wa der Friseurbesuch. Manche Be-
fürworter verbinden damit abschre-
ckende Wirkung. Die Bezahlkarte
soll Deutschland für Geflüchtete
weniger attraktiv erscheinen lassen.

Bargeld beschränken
Die CDU-Fraktion im Kreistag

hatte ihren Antrag schon im Febru-
ar nach einer Ministerpräsidenten-
konferenz formuliert. Er soll in die-
ser Woche im Sozialausschuss bera-
ten und in der Mai-Sitzung des
Kreistags abgestimmt werden.

Interessant dürfte werden, welche
Leistungen der Landkreis Goslar
mit der Bezahlkarte abdecken will.
In einer Stellungnahme der Verwal-
tung zu dem CDU-Antrag schreibt
Erster Kreisrat Frank Dreßler, die
Geldleistung stark einzuschränken
und zu reglementieren entspreche
„nicht dem bisherigen Integrations-
ansatz“ im Landkreis Goslar. Weil
die Menschen nach ihrer Aufnahme
dezentral untergebracht würden, al-
so in Wohnungen, würden die Ge-
flüchteten sehr früh über eigene
Konten verfügen, mitunter bereits,
wenn das Asylverfahren noch laufe.

Dreßler schreibt: „Dies unterschei-
det uns von den meisten anderen
Kommunen, in denen die Zugewie-
senen zumeist sehr viel länger in
Sammel- und Gemeinschaftsunter-
künften verbleiben.“

Nicht vor Ende 2024
Grundsätzlich aber hätten die

Kommunen einen „erheblichen
Handlungsspielraum“ in der Frage,
ob Geld oder Sachleistungen ge-
währt werden. Nach den Vorstellun-
gen der Kreisverwaltung in Goslar
soll die Bezahlkarte nur für Asylbe-

werber gelten, die künftig in die Re-
gion kommen, nicht für diejenigen,
die schon hier leben. Die Absicht,
Menschen davon abzuhalten, nach
Deutschland einzureisen, treffe ja
nicht auf die zu, „die schon hier le-
ben, erklärt Erster Kreisrat Dreßler
dazu.

So zeichnet sich für den Land-
kreis ab, dass die Bezahlkarte nur
für Neuankömmlinge und nur für
Ausgaben, die den täglichen Bedarf
decken, eingesetzt wird. Dieser Be-
reich umfasse allerdings den größ-
ten Teil des Regelsatzes, der Ge-
flüchteten zusteht, berichtet Dreß-

ler weiter. Mietzahlungen, Kosten
für die Unterkunft genannt, würden
in der Regel direkt an die Vermieter
überwiesen. Ausgezahlt werden
sollte nach den Vorstellungen Dreß-
lers ein Bargeldbetrag, der Ausga-
ben etwa für Busfahrten abdecke.

Wann wird die Bezahlkarte einge-
führt? Der Landkreis sei „auch von
Verfahrensabläufen abhängig“, die
er nicht beeinflussen könne, sagt
Sprecher Maximilian Strache, und
er ergänzt: „Wir rechnen nicht mit
einer Einführung vor Ende des Jah-
res, um es vorsichtig zu formulie-
ren.“

Sozialausschuss berät über neue Regelung für Asylbewerber – Keine starke Reglementierung geplant

Von Oliver Stade

Bezahlkarte: CDU will mehr Tempo

Ein Asylbewerber zeigt eine der ersten bayerischen Bezahlkarten, die er zuvor erhalten hat. Foto: Hoppe/dpa

Osterwieck. Im März 2022 haben
Schüler und Eltern dafür gekämpft,
dass das Fallstein-Gymnasium in
Osterwieck erhalten bleibt. Jetzt
scheint die Schule, die auch von
Kindern aus den Landkreisen Gos-
lar und Wolfenbüttel besucht wird,
eine Perspektive zu haben. Das le-
gen die jüngsten Anmeldungen na-
he.

Die Zahlen „steigen erneut“, be-
richtet die Kreisverwaltung in Hal-
berstadt. Das sei ein deutliches Zei-
chen, zumal das eine Entwicklung
gegen den Trend sei – die Schüler-
zahlen im Landkreis Harz insgesamt
gehen zurück, heißt es aus der
Kreisverwaltung.

Landrat Thomas Balcerowski
spricht von einer „sehr erfreuli-
chen“ Entwicklung, er sagt: „Die
Bemühungen zum langfristigen Er-
halt des gymnasialen Angebotes ge-
rade auch in der Fläche haben Er-
folg und entspannen zudem die Si-
tuation an den großen Gymnasien.“
Dies könnte dazu führen, dass das
Osterwiecker Gymnasium über die
vom Landesschulamt genehmigte
Zeit bestehen bleibt, nämlich länger
als bis zum Schuljahr 2026/2027.

Nach zuletzt 64 und 72 Anmel-
dungen liegen für das im August be-
ginnende Schuljahr für die 5. Klasse
82 Anmeldungen vor. 446 Kinder
und Jugendliche würden das Gym-
nasium dann besuchen.

Wegen der steigenden Anmeldun-
gen soll der Schülerverkehr verbes-
sert werden, berichtet die Kreisver-
waltung. Das betreffe auch Linien
nach Hornburg und Schladen.

Außerdem werde in die Ausstat-
tung des Osterwiecker Gymnasiums
investiert, allein aus dem Digital-
pakt sind laut der Halberstädter
Kreisverwaltung 256.500 Euro vor-
gesehen. oli

Fallstein-Gymnasium:
Mehr Anmeldungen


